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ANALYSE

Polnisches Puzzle.  
Organisation, Mitgliederentwicklung und politische Beteiligung von Gewerkschaften und 

Arbeitgeberverbänden aus vergleichender Perspektive

Benedikt Bender, Mannheim

Zusammenfassung
Die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände in Polen sind stark fragmentiert sowie durch eine geringe 
Mitgliederzahl charakterisiert. Begründen lässt sich dies mit dem historischen Erbe, der Organisations- und 
Unternehmensstruktur sowie einer nicht hinreichenden Beteiligung am politischen Prozess. Zur besseren 
Einordnung der Situation der Interessenverbände in Polen wird die Lage in anderen europäischen Ländern 
vergleichend hinzugezogen. Im Ausblick werden politische Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt.

Gewerkschaften in Polen
Für die Darstellung der Gewerkschaften in Polen drängt 
sich die Metapher eines Puzzles auf: Ein Puzzle ist durch 
Einzelteile gekennzeichnet, die sich zu einem großen 
Ganzen zusammensetzen lassen, wenn die richtigen 
Teile ineinandergesteckt werden. Die Einzelteile lassen 
sich zusammenfügen, wenn sie aus der ursprünglichen 
Einheit herausgetrennt wurden. Als eine solche Einheit 
lässt sich für die jüngere Zeit der Unabhängige Selbst-
verwaltete Gewerkschaftsbund »Solidarność« (Niezależny 
Samorządny Związek Zawodowy – NSZZ »Solidarność«) 
auffassen, der 1980 aus einer großen Streikbewegung 
hervorging und in den 1980er Jahren internationale 
Aufmerksamkeit bekam, wie sonst keine andere polni-
sche Organisation. Das von Jerzy Janiszewski entwor-
fene Solidarność-Symbol, das demonstrierende Perso-
nen und die polnische Fahne zeigt, war nicht nur für 
die Mitarbeiter der Danziger Leninwerft ein Symbol des 
Widerstandes, sondern der Solidarność-Schriftzug wurde 
im ganzen Land mit dem Sichtbarwerden eines Unab-
hängigkeits- und Wir-Gefühls assoziiert. Im Jahr 1981 
umfasste die Solidarność-Bewegung bereits ca. zehn Mil-
lionen Anhänger, zu denen Akteure wie Lech Wałęsa, 
Tadeusz Mazowiecki, Władysław Bartoszewski, Lech 
und Jarosław Kaczyński, Bronisław Komorowski und 
Donald Tusk gehörten. Wie die Namen zeigen, engagier-
ten sich in der Solidarność-Bewegung Personen, die sich 
heute teilweise in gegenseitiger Abneigung und mit zum 
Teil völlig konträren Auffassungen über Demokratie, 
Gewaltenteilung und Mitbestimmung gegenüberstehen. 
Deutlich macht diese Aufzählung aber auch, dass etliche 
der damaligen Solidarność-Akteure der ersten Reihe nach 
1989 in politische Ämter wechselten sowie neue Par-
teien und Interessenverbände gründeten. Die Vielzahl 
von Neugründungen führte zu einer Ausdifferenzierung 
und Pluralität von Organisationen, die das polnische 
Puzzle bis heute charakterisieren. Die absolute Anzahl 
von Gewerkschaften zeigt diese extreme Fragmentie-

rung: Bis Ende der 1990er Jahre waren in Polen 23.995 
Gewerkschaften registriert. Nach jüngsten Schätzun-
gen muss die Schätzung auf über 25.000 Gewerkschaf-
ten nach oben korrigiert werden (Gardawski, Mrozow-
icki, Czarzasty 2012: 33). Gebündelt wird diese hohe 
Anzahl von Einzelgewerkschaften zum Teil in Dach-
verbänden, die dem Prinzip folgen: Je mehr Mitglieder 
organisiert werden und je mehr Einzelorganisationen in 
einem Dachverband zusammengeschlossen sind desto 
erfolgreicher können auch die Interessen durchgesetzt 
werden (Ebbinghaus 2015).

Drei große Dachverbände sind in Polen beson-
ders hervorzuheben: die Solidarność, der Gesamtpolni-
sche Gewerkschaftsverband (Ogólnopolskie Porozumienie 
Związków Zawodowych  – OPZZ) und das Gewerk-
schaftsforum (Forum Związków Zawodowych – FZZ). 
Die Solidarność vertritt 16 Branchengewerkschaften 
und organisiert in 30 Regionalverbänden 8.646 Einzel-
gewerkschaften. Von diesen 8.646 Einzelgewerkschaf-
ten sind 6.544 auf betrieblicher Ebene, 1.527 auf zwi-
schenbetrieblicher und 575 auf überregionaler Ebene 
verstreut (Gardawski, Mrozowicki, Czarzasty 2012: 41). 
Die zweitgrößte Gewerkschaft ist der Gesamtpolnische 
Gewerkschaftsverband, der 1984 von der Polnischen Ver-
einigten Arbeiterpartei (Polska Zjednoczona Partia Robot-
nicza – PZPR) gegründet worden war und heute in neun 
unterschiedlichen Branchen insgesamt neun Einzelge-
werkschaften umfasst. Der dritte und jüngste gewerk-
schaftliche Dachverband ist das 2002 etablierte Gewerk-
schaftsforum, zu dem 86 Einzelgewerkschaften ebenfalls 
in einer Vielzahl unterschiedlicher Branchen gehören. 
Gegründet wurde das Gewerkschaftsforum unter der 
Schirmherrschaft der Partei Arbeitsunion (Unia Pracy – 
UP); es sollte alle Gewerkschaften bündeln, die sich bis 
dahin weder in der Solidarność noch im OPZZ organi-
siert hatten.

Wie vielfältig die Puzzleteile sind, zeigt die Unter-
nehmensebene: Bereits in den 1990er Jahren waren bei 
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der Polnischen Post (Poczta Polska) mit 100.000 Beschäf-
tigten bis zu 47 Gewerkschaften vertreten und beim 
Kohlekonzern Kompania Węglowa mit 63.000 Beschäf-
tigten bis zu 177 Gewerkschaften (Ziemer 2013: 249). 
Allein im Bergbausektor waren im Jahr 1983 insgesamt 
vier Gewerkschaften im OPZZ organisiert, wohinge-
gen es im Jahr 2009 zehn Einzelorganisationen waren 
(siehe Grafik 2 auf S. 9). Vergleichbar wäre dies mit 
der Annahme für den deutschen Fall, dass neben der 
Industriegewerkschaft Bergbau, Energie und Chemie 
(IG BCE) noch neun (!) zusätzliche Gewerkschaften 
innerhalb des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) 
Mitarbeiter im Bergbau vertreten würden. Noch unüber-
sichtlicher wird es, da im Bergbau neben dem OPZZ 
noch die Solidarność, die Polnische Gewerkschaftsallianz 
KADRA (Porozumienie Związków Zawodowych Kadra – 
PZZ KADRA), der autonome Verband Freie Gewerk-
schaft »August ‘80« (Wolny Związek Zawodowy »Sierpień 
‘80« – WZZ »Sierpień ‘80«) sowie eine Reihe kleinerer 
Gewerkschaften vertreten sind. Außerdem ist es mög-
lich, dass die Einzelgewerkschaften in unterschiedlichen 
Dachverbänden gleichzeitig Mitglied sind. Neun Berg-
baugewerkschaften sind beispielsweise Mitglied sowohl 
im Dachverband OPZZ als auch im Bündnis der Berg-
baugewerkschaften in Polen (Konfederacja Związków 
Zawodowych Górnictwa w Polsce – KZZG), das noch-
mals ein eigener Dachverband ist und kein Mitglied 
im OPZZ. Es wird also deutlich, warum in der wissen-
schaftlichen Literatur das polnische Puzzle auch »kon-
kurrierender Pluralismus« genannt wird, da sowohl um 
öffentliche Aufmerksamkeit gerungen wird als auch um 
politischen Einfluss und um Mitglieder.

Die Mitgliederentwicklung der 
Gewerkschaften
Trotz der hohen absoluten Anzahl von Einzelgewerk-
schaften sind in Polen nur 12 Prozent aller abhängig 
Beschäftigten Gewerkschaftsmitglieder. Dieser Wert 
war von 1990 bis 2003 auf 6 Prozent gesunken, stieg 
nach 2003 wieder an und hält sich seit 2008 auf annä-
hernd gleichem Niveau (Gardawski, Mrozowicki, 
Czarzasty 2012: 52). Im europäischen Vergleich ist 
dies ein relativ geringer Wert, wenngleich die meisten 
östlichen EU-Länder im Bereich von 10 bis 18 Pro-
zent liegen (Tabelle 1 auf S. 9 f.). Begründet wird der 
niedrige Wert überwiegend mit soziokulturellen Erklä-
rungsfaktoren, d. h. in den östlichen EU-Ländern ist 
keine Identifikation mit einer starken Arbeiterbewe-
gung entstanden. Einhergehend mit der staatlich ver-
ordneten Identifikation mit der Partei wurden kriti-
sche Forderungen an den Staat nach höheren Löhnen 
und besseren Arbeitsbedingungen bekämpft und unter-
drückt. Durch diese nicht praktizierte Auseinanderset-

zung konnte eben auch keine Identifikation mit Gewerk-
schaften als einheitlicher Zusammenschluss der Arbeiter 
entstehen (Lewada 1993). Daher kann in Polen auch bis 
heute keine ausgeprägte, individuell emotionale Bin-
dung zu Gewerkschaften analysiert werden, anders als 
in England, Irland, Skandinavien, Österreich oder zum 
Teil auch noch in Deutschland, wo immer noch tradi-
tionelle Bindungen als Begründung für eine Gewerk-
schaftsmitgliedschaft angegeben werden.

Neben soziokulturellen sind ökonomische Erklä-
rungsansätze in Polen von Bedeutung, da vormals gut 
organisierte Betriebe aufgrund der Wirtschafts- und 
Finanzkrise insolvent wurden. Ferner kommen Glo-
balisierungsprozesse und sinkende Nachfrage auch in 
jenen Branchen, die bis dato gut organisiert waren (Berg-
bau oder Stahlerzeugung), zum Tragen. Außerdem zei-
gen Analysen europaweit, dass neben der Branche auch 
die Größe des Unternehmens ausschlaggebend für eine 
Gewerkschaftsmitgliedschaft ist. In großen Unterneh-
men sind Gewerkschaften häufig besser organisiert als in 
kleineren Betrieben. Auch in Polen bestätigt sich dieser 
Zusammenhang: Nur 7 Prozent der Beschäftigten sind 
Gewerkschaftsmitglieder in Unternehmen, deren Mit-
arbeiterzahl weniger als 50 beträgt, 13 Prozent bei einer 
Unternehmensgröße von 50 bis 249 und 26 Prozent in 
Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten (Ziemer 
2013: 249). Wird nun berücksichtigt, dass ca. 50 Prozent 
der Beschäftigten in Polen in Unternehmen arbeiten, die 
weniger als 50 Mitarbeiter haben, eine gewerkschaftliche 
Organisation bei bis zu 10 Mitarbeitern sowieso recht-
lich verboten ist und 25 Prozent der Beschäftigten Solo-
Selbstständige sind, lässt sich aufgrund der Unterneh-
mensstruktur in Polen ebenfalls ein wichtiger Aspekt 
des geringen Organisationsgrades erklären.

Speziell im polnischen Fall ist ein weiterer gewichti-
ger Erklärungsfaktor der Widerspruch zweier Organisa-
tionsstrategien, die in der sozialwissenschaftlichen Lite-
ratur Mitgliedschaftslogik und Einflusslogik genannt 
werden. Verdeutlicht werden kann dies am Beispiel 
der Solidarność, die in den 1990er Jahren sowohl eine 
Gewerkschaft als auch eine politische Partei war. Die 
Organisation hatte nicht nur selbst Mitglieder, sie war 
ihrerseits ebenfalls Mitglied – Mitglied des nationalen 
Institutionensystems. Zum einen mussten also die Inte-
ressen der Mitgliederbasis berücksichtigt werden, zum 
anderen aber auch Kompromisse im politischen Prozess 
eingegangen werden. Während des Transformationspro-
zesses stimmten die Interessen der Gewerkschaftsmit-
glieder immer weniger mit den Interessen der Organi-
sationseliten überein und es entstand eine derart große 
Diskrepanz, dass sich die Mitgliederbasis nicht mehr 
mit der eigenen Organisation identifizierte. Die stei-
gende Arbeitslosigkeit, die vor dem Systemwechsel ein 
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weitgehend unbekanntes Phänomen war, konnte zum 
Ende der 1990er Jahre von den Gewerkschaften nicht 
mehr durch aktive außerparlamentarische Opposition 
begleitet werden, da sie zu stark in die Politik invol-
viert waren. Solidarność, aber auch die anderen großen 
Dachverbände, erkannten dieses Problem und widmen 
sich seit Beginn der 2000er Jahre verstärkt dem Kon-
zept der Mitgliederlogik; zudem sind sie nicht mehr 
im Parlament vertreten. Da der Konflikt zwischen den 
Organisationen um Parlamentssitze aufhörte, nahmen 
auch die starken ideologischen Konflikte innerhalb des 
Gewerkschaftslagers ab. Neuere Beispiele der Zusam-
menarbeit sind vielmehr gemeinsame Protestaktionen, 
Mahnwachen und Unterschriftenaktionen wie gegen 
die Pläne zur Erhöhung des Renteneintrittsalters der 
damals regierenden Bürgerplattform (Platforma Oby-
watelska – PO) unter Ministerpräsident Donald Tusk. 
Es deutet sich also an, dass das polnische Puzzle zwar 
immer noch durch viele Einzelteile gekennzeichnet ist, 
sich das große Ganze aber zunehmend zusammensetzt. 
Auch aus diesem Grund sind die Mitgliederzahlen seit 
2003 gestiegen und zumindest in den letzten Jahren 
nicht mehr rückläufig.

Arbeitgeberverbände in Polen
Das polnische Puzzle zeigt sich auch bei den Arbeit-
geberverbänden; jedoch sind die Einzelteile nicht der-
art kleinteilig wie bei den Gewerkschaften. Aber auch 
hier gründete sich zunächst im Jahr 1991 die Konföde-
ration der Polnischen Arbeitgeber (Konfederacja Praco-
dawców Polskich – KPP), die sich 2010 in Arbeitgeber 
der Republik Polen (Pracodawcy Rzeczypospolitej Pol-
skiej) umbenannte. Entstanden ist die KPP aus einem 
Zusammenschluss von Wirtschaftsvereinigungen, die 
sich mit den ersten Marktöffnungs- und Liberalisie-
rungsprozessen bereits in den 1980er Jahren zusam-
mengeschlossen hatten und eine losgelöste Privatisie-
rungswelle immer schon ablehnten. Der Gedanke war 
vielmehr, dass staatliche Unternehmen um privatwirt-
schaftliche Elemente ergänzt werden müssten. Daher 
ist auch nicht verwunderlich, dass sich Personen wie 
Wojciech Kornowski (Präsident des KPP von 1997 bis 
2001), aus der früher regierenden Polnischen Vereinig-
ten Arbeiterpartei kommend, in der KPP für die Staat-
Markt-Symbiosen einsetzten. Bis heute charakterisiert 
diese staatlich-private Unternehmensstruktur die Mit-
gliedsunternehmen der KPP. So organisiert der Verband 
Unternehmen wie Poczta Polska, den Stromkonzern PKP 
Energetyka, die Autobahngesellschaft Autostrada Wielko-
polska, den Fernsehsender TVP, die Bau- und Vermie-
tungsgesellschaft Miejskie Przedsiębiorstwo Realizacji 
Inwestycji oder Gesellschaften des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (Miejskie Zakłady Autobusowe). Unge-

fähr 10.000 Unternehmen sind bei den Arbeitgebern der 
Republik Polen direkt oder über einen der 28 regionalen 
oder sektoralen Verbände organisiert (Czarzasty, Mrozo-
wicki 2017). Zu beachten gilt, dass die Anzahl der Mit-
gliedsunternehmen zwar steigt, der Anteil staatlich-pri-
vater Unternehmen hingegen sinkt – Schätzungen aus 
dem Jahr 2013 belaufen sich nur noch auf ca. 15 Pro-
zent (Ziemer 2013: 253).

Immer häufiger organisieren sich rein privatwirt-
schaftliche Unternehmen wie BASF, Coca-Cola, Ernst & 
Young, Lotos oder auch ganze regionale Arbeitgebergrup-
pierungen wie Pracodawcy Ziemi Lubelskiej (Arbeitgeber 
der Region Lublin). In den 1990er Jahren waren staatli-
che Unternehmen noch überrepräsentiert, was zu der-
art großen Interessenkonflikten innerhalb des Verbandes 
führte, dass sich im Jahr 1999 mit der Polnischen Konfö-
deration Privater Arbeitgeber »Lewiatan« (Polska Konfede-
racja Pracodawców Prywatnych »Lewiatan« – PKPP) ein 
ausschließlich privatwirtschaftlicher Interessenverband 
gründete. Der Verband PKPP umfasst sowohl kleine und 
mittlere Unternehmen als auch große Firmen wie Google, 
IBM, Samsung, Philip Morris, Credit Suisse und General 
Motors. Nach Verbandsangaben werden 80 Mitglieds-
unternehmen repräsentiert, von denen 25 Einzelunter-
nehmen, 31 sektorale und 24 regionale Verbundorgani-
sationen sind (Czarzasty, Mrozowicki 2017). Der dritte 
große Arbeitgeberverband ist der 1991 gegründete Busi-
ness Center Club (BCC) mit ca. 2.000 Mitgliedsunter-
nehmen und über 600.000 Beschäftigten. In den Jah-
ren 2011/2012 war dieser Wert noch deutlich kleiner, 
d. h. neben der KPP und der PKPP konnte auch der BCC 
Mitgliedsunternehmen dazugewinnen (Ziemer 2013: 
253). Im BCC sind Unternehmen wie Bank Zachodni 
WBK, die Pharma-Unternehmensgruppe Grupa Ada-
med, Katowice Airport und das Busreiseunternehmen 
Sindbad organisiert. Der kleinste der vier Hauptver-
bände ist der Verband des Polnischen Handwerks (Zwią-
zek Rzemiosła Polskiego – ZRP), der 28 Handwerkskam-
mern und Unternehmen sowie 477 Zunftvereinigungen 
und 186 Dienstleistungszusammenschlüsse organisiert 
(Czarzasty, Mrozowicki 2017).

Die Mitgliederentwicklung der 
Arbeitgeberverbände
Die Datenlage über die Mitgliederentwicklung der 
Arbeitgeberverbände in ganz Europa ist recht schwach 
ausgeprägt, aber das vorhandene Material zeigt für die 
Jahre 2008 und 2012, dass die absolute Anzahl an Mit-
gliedsunternehmen in Polen zwar gestiegen ist, die Ver-
bandsdichte der Arbeitgeber jedoch bei 20 Prozent sta-
gniert. Die Verbandsdichte errechnet sich, indem die 
Mitarbeiterzahl des Mitgliedsunternehmens in das Ver-
hältnis zu allen abhängig Beschäftigten gesetzt wird. 
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Daher ist es möglich, dass aktuell zwar mehr Unterneh-
men Mitglied in einem Verband sind; wenn die Beschäf-
tigung aber insgesamt gestiegen ist, wird der Effekt in 
der Verbandsdichte nicht deutlich. Ferner verwundert 
es nicht, dass die Arbeitgeberverbandsdichte im EU-
Vergleich insgesamt höher liegt als die Organisation in 
Gewerkschaften. Wenn beispielsweise die vier mitarbei-
terstärksten Unternehmen in Polen in einem Verband 
organisiert sind, zeigt sich dies eben auch in einer höhe-
ren Arbeitgeberverbandsdichte.

Im europäischen Vergleich ist die Arbeitgeberver-
bandsdichte in Polen mit 20 Prozent relativ gering. Die 
skandinavischen Länder, Belgien, Luxemburg, die Nie-
derlande, Spanien und Slowenien haben deutlich höhere 
Werte (siehe Tabelle 1 auf S. 9 f.). Drei Hauptfaktoren 
ergeben sich aus der aktuellen sozialwissenschaftlichen 
Forschung zur Begründung dieses geringen Organisa-
tionsgrades. Speziell im polnischen Fall sind seitens der 
Unternehmen während des Transformationsprozesses 
zum Teil extreme Anstrengungen unternommen wor-
den, Unternehmensinteressen selbst zu vertreten, gerade 
auch weil die KPP, als erster und größter Interessen-
verband, sowohl privatwirtschaftliche als auch staatli-
che Unternehmen organisierte. Das wurde von vielen 
Unternehmen abgelehnt, da gerade die Loslösung von 
staatlichen »Zwängen« und »Kontrollen« und der Schutz 
des Privateigentums gegen staatliches »Eindringen« als 
Errungenschaften des Systemwechsels betrachtet wur-
den. Wenn Unternehmen ohne verbandliche Struk-
turen ihre Interessen versuchen durchzusetzen, wird 
in der wissenschaftlichen Literatur von Lobbyunter-
nehmen oder Lobbygruppen gesprochen. Wie in ande-
ren europäischen Ländern auch, ist die Beschreibung 
Lobbying größtenteils negativ konnotiert, was in Polen 
durch mehrere Korruptionsskandale nochmals verstärkt 
wurde. Aktuelle Befragungen zeigen nun, dass die Grün-
dung rein privatwirtschaftlicher Verbände zum einen 
die Skepsis der Unternehmen, einem Arbeitgeberver-
band beizutreten, aufgehoben hat und zum anderen ein 
Arbeitgeberverband in der Bevölkerung durchaus posi-
tiver bewertet wird. Ferner wird ein erhöhtes Interesse, 
einem Arbeitgeberverband beizutreten, mit den (kos-
tenlosen) Dienstleistungen des Verbandes begründet. 
Diese Dienstleistungen sind Hilfestellungen für Unter-
nehmen bei Wettbewerbs- und Kartellrechtsangelegen-
heiten, Beratungen zur Unternehmensstrategie, rechtli-
che Unterstützung bei Auseinandersetzungen mit den 
Mitarbeitern oder bei Arbeitskämpfen etc. Die Strate-
gie der selektiven Anreize von Arbeitgeberverbänden ist 
also trotz des geringen Niveaus eine Begründung für eine 
steigende Anzahl an Mitgliedsunternehmen in Polen.

Ein zweiter Erklärungsfaktor für das geringe Organi-
sationsniveau steht im Zusammenhang mit der Schwä-

che der Gewerkschaften. Da in den meisten Ländern 
die Unternehmerverbände als Reaktion auf die Grün-
dung bzw. das Erstarken von Gewerkschaften gegründet 
wurden, zeigt der europäische Vergleich: Wenn Gewerk-
schaften gut organisiert sind, besteht für die Unterneh-
men ein Anreiz, sich einem Arbeitgeberverband anzu-
schließen. Anders formuliert, da in Polen – ähnlich wie 
in Lettland, Litauen, Tschechien und der Slowakei – 
die Gewerkschaften schwach sind, besteht auch für die 
Unternehmen kein großer Anreiz, sich einem Arbeitge-
berverband anzuschließen (siehe Tabelle 1 auf S. 9 f.).

Ein drittes Bündel von Erklärungsfaktoren sind 
wirtschaftliche Kontextfaktoren, d. h. die Frage nach 
der Offenheit oder Geschlossenheit einer Marktwirt-
schaft. Ein gängiger wissenschaftlicher Indikator für die 
Marktwirtschaft ist die Summe des Exportes und des 
Importes in Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP). 
Je höher der Prozentsatz der Summe ist desto offener ist 
auch die Wirtschaft. Theoretisch könnte auf der einen 
Seite angenommen werden, je offener die Marktwirt-
schaft ist und je stärker die wirtschaftlichen Beziehun-
gen eines Landes mit ausländischen Unternehmen sind 
desto geringer wird der Anreiz für ein Unternehmen, sich 
in einem nationalen Arbeitgeberverband zu organisieren. 
Der Gedanke dahinter lautet, da der Aktivitätsradius des 
Interessenverbandes primär auf das Inland beschränkt 
ist, besteht wenig Anreiz für das Unternehmen, dem Ver-
band beizutreten (Brandl 2013: 514). Wenn allerdings 
berücksichtigt wird, dass im polnischen Fall die Nach-
frage der Mitgliedsunternehmen nach Dienstleistungen 
stärker wird, dann lautet die Überlegung, je offener die 
Marktwirtschaft ist und je stärker die Unternehmen 
mit dem Ausland interagieren desto größer wird ihre 
Nachfrage nach Beratungs- und Dienstleistungsange-
boten. Polen lag im Jahr 2012 mit 89 Prozent Export- 
und Importanteil am BIP im europäischen Mittelfeld 
und ist ähnlich wie Deutschland (86 Prozent) weder 
eine völlig offene noch eine völlig geschlossene Markt-
wirtschaft. Die unterschiedlichen Werte in Tabelle 1  
(S. 9 f). verdeutlichen aber, dass kein Zusammenhang 
von Arbeitgeberverbandsdichte und der Offenheit oder 
Geschlossenheit einer Marktwirtschaft per se existiert.

Interessant wird es, wenn zu dem Wirtschaftsindi-
kator die Beteiligung von Verbänden an der Gestaltung 
des politischen Prozesses als vierte Erklärungsvariable 
hinzugezogen wird. Theoretisch wäre zu erwarten, dass 
die Verbandsdichte der Unternehmen hoch ist, wenn 
die Organisationen stark in den politischen Prozess 
integriert sind. Dieser Zusammenhang bestätigt sich 
deskriptiv für die Länder Österreich, Belgien, Finnland, 
Luxemburg und die Niederlande. Hier liegt sowohl eine 
hohe Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden vor als 
auch eine offene Marktwirtschaft und eine starke Betei-
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ligung der Verbände am politischen Prozess. Polen hat 
zwar eine trilaterale Kommission (Regierung-Arbeit-
geber-Arbeitnehmer), aber weder eine ständige Invol-
vierung der Verbände in den politischen Prozess noch 
zusätzliche formale bilaterale Gesprächskreise der Sozi-
alpartner (Arbeitgeber-Arbeitnehmer). Tschechien, Lett-
land und Litauen sind zwar Gegenbeispiele für diese 
Erkenntnis, die Abdeckung von Arbeitgeberverbänden 
ist aber derart gering, dass die Involvierung in den poli-
tischen Prozess in Verbindung mit starken Gewerkschaf-
ten und/oder einer offenen Marktwirtschaft einen rela-
tiv hohen Organisationsgrad der Arbeitgeberverbände 
begründen. Es scheint also, als seien die Beteiligung am 
politischen Prozess, starke Gewerkschaften und eine 
offene Marktwirtschaft positive Anreize für Unterneh-
men, ihre Interessen in einem Arbeitgeberverband zu 
organisieren. In Polen lautet die Gleichung: schwache 
Gewerkschaften und eine relativ geringe Involvierung 
in den politischen Prozess gehen mit einer schwachen 
Mitgliedschaft der Unternehmen in Arbeitgeberverbän-
den einher.

Soziale Konzertierung und Sozialpakte – der 
Einfluss von Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbänden auf den politischen Prozess
Polen war von 1989 bis 1994 von einer Vielzahl von 
Streiks und Massenprotesten gekennzeichnet, die im 
Jahr 1992 mit 730.000 Teilnehmern bei insgesamt 6.362 
Streiks europäische Spitzenwerte erreichten. Aufgrund 
der Massenproteste etablierte der damalige Arbeits- und 
Sozialminister Jacek Kuroń von der Regierungspartei 
Demokratische Union (Unia Demokratyczna – UD) unter 
der Ministerpräsidentin Hanna Suchocka im Februar 
1993 ein Dialogforum zwischen Regierungsvertretern, 
die den Staat als solchen sowie als Arbeitgeber reprä-
sentierten (viele Unternehmen befanden sich zu die-
sem Zeitpunkt noch in Staatsbesitz), dem Arbeitge-
berverband KPP, den Gewerkschaften Solidarność und 
OPZZ und anderen kleineren Vereinigungen. Ziel die-
ses Dialogforums war es, den sozialen Frieden herzu-
stellen, indem die Konsensfindung und die Aushand-
lung von Kompromissen gefördert werden. Vereinbart 
wurde u. a., dass eine trilaterale Kommission als ständige 
Austauschplattform der Sozialpartner gegründet werden 
soll, um die divergierenden Interessen im Sinne eines 
»demokratischen Klassenkampfes« friedlich zu lösen 
(Korpi 1983). Im Jahr 1994 wurde unter den Regie-
rungsparteien Demokratische Linksallianz (Sojusz Lewicy 
Demokratycznej – SLD) und der Polnischen Bauernpartei 
(Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) das Dialogforum als 
Trilaterale Kommission für sozioökonomische Angelegen-
heiten (Trójstronna Komisja do Spraw Społeczno-Gospo-
darczych) gegründet. Nach mehreren Regierungswech-

seln kam es unter Neuauflage der SLD-PSL-Regierung 
im Jahr 2001 zum ständigen Dialogforum unter Betei-
ligung der Regierung, d. h. seit 2001 besteht die gesetz-
liche Verpflichtung zur Konsultation der trilateralen 
Kommission bei sozioökonomischen Themen. Kurz 
nach den Präsidentenwahlen im Juli 2015 wurde die 
Kommission zwar durch ein neues Dialogforum, den Rat 
des Gesellschaftlichen Dialogs (Rada Dialogu Społecznego), 
ersetzt, der Grundgedanke dieses Formates unterschei-
det sich jedoch nicht von seinem Vorgänger. Dieser 
lautet, dass durch institutionalisierte Dialogforen der 
Regierung und der Sozialpartner die politische Stabili-
tät, wirtschaftlicher Erfolg und der soziale Frieden geför-
dert und gewährleistet werden sollen. Der europäische 
Vergleich zeigt (Tabelle 1 auf S. 9 f.), dass die Beteili-
gung der Verbände am politischen Prozess in Polen rela-
tiv gering ausgeprägt ist.

Kritisch anzumerken ist, dass die Verhandlungen 
des Dialogforums bis dato nur in den seltensten Fällen 
zu konkreten Ergebnissen geführt haben. Ein solches 
Ergebnis wäre z. B. ein Sozialpakt, der als unterschrie-
benes Verhandlungsergebnis zwischen Gewerkschaften, 
Arbeitgeberverbänden und dem Staat definiert wird. 
Beispiele für gescheiterte Verhandlungen dieser Art sind 
der »Pakt für Arbeit und Entwicklung« im Jahr 2003, 
der Pakt für »Ökonomie – Arbeit – Familie – Dialog« 
im Jahr 2006, das »Abkommen über Lohnhöhe, Ren-
ten, industrielle Beziehungen und Arbeitsmarkt« im 
Jahr 2008 und auch die Verhandlungen zum »Anti-Kri-
sen-Paket« in den Jahren 2009 und 2013 (Gardawski, 
Meardi 2010: 391). Gründe für das Scheitern dieser 
Verhandlungen werden unter besonderer Berücksichti-
gung des Kriseneffektes zurzeit im Verbundprojekt der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft »Krisenkorporatis-
mus oder Korporatismus in der Krise. Soziale Konzer-
tierung und Soziale Pakte in Europa« an den Univer-
sitäten Mannheim und Göttingen analysiert. Ob und 
unter welchen Bedingungen Verhandlungen scheitern 
oder zu einem Pakt führen, setzt aber zunächst voraus, 
dass den Verbänden überhaupt eine institutionalisierte 
regelmäßige Teilnahme an Diskussionsrunden ermög-
licht wird. Es wird mit einem soziologischen, integrati-
onstheoretischen Argument bisweilen nicht als negativ 
betrachtet, wenn die staatlichen Akteure von den Emp-
fehlungen der Kommission abweichen oder Vereinba-
rungen mit den Sozialpartnern umgehen (Matthes 2012: 
572). Was sich zunächst als scheinbar ineffektives Dia-
logforum darstellt, kann mit Blick auf die Mitglieder- 
und Einflusslogik auch positiv bewertet werden: Auch 
bei gescheiterten Paktverhandlungen können die Ver-
bände ihre eigenen Anhänger mobilisieren und damit 
den Diskurs politisieren, was in Polen mit den Gene-
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ralstreiks in Schlesien und den mehrtägigen Protesten 
im September 2013 auch geschah.

Resümee und Ausblick für Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände im digitalen 
Zeitalter
Es wurde deutlich, dass es sich bei Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden in Polen um viele Einzel-
teile handelt, sich das Puzzle in den letzten Jahren aber 
wieder stärker zusammensetzt. Zwar sind die Arbeit-
geberverbände nicht in dem Maße zersplittert wie die 
Gewerkschaften, aber beide Organisationstypen sind 
durch kleine, zum Teil konkurrierende Organisatio-
nen innerhalb und außerhalb der großen Dachverbände 
charakterisiert. Der europäische Vergleich zeigte, dass 
Gewerkschafts- und Arbeitgeberverbandsdichte rela-
tiv schwach ausgeprägt sind. Gründe dafür waren und 
sind eine fehlende Identifikationskultur, Organisati-
onsstrukturen als Interessengruppe und als politische 
Partei, kleine bis mittelgroße Unternehmen sowie eine 
zu geringe Integration der Organisationen in den poli-
tischen Prozess. Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände haben neben der Austragung des »demokrati-
schen Klassenkonfliktes« die unersetzliche integrative, 
d. h. vermittelnde gesellschaftliche Funktion, (diffuse) 
soziale und kulturelle Befindlichkeiten aufzunehmen, 
sichtbar zu machen und zu artikulieren (Eribon 2017). 
Wenn die Herstellung und Bewahrung des sozialen Frie-
dens also gestärkt werden soll, wäre eine weitere Heran-
gehensweise, den Sozialpartnern häufigere Dialogforen 
anzubieten und die Ideen öffentlichkeitswirksam in den 
politischen Prozess mit einzubinden (soziale Integra-
tion). Die europäische Forschung zeigt, dass der Anreiz 
steigt, Gewerkschafts- oder Arbeitgeberverbandsmit-

glied zu werden, wenn den potentiellen Mitgliedern 
bewusst ist, dass ihre Interessen auch ernst genommen 
werden und es institutionalisierte Formen des Dialogs 
und des Einflusses gibt. Warum aber steigt der Organi-
sationsgrad der Verbände in Polen nicht, wenn doch das 
trilaterale Dialogforum bereits seit 2001 besteht? Eine 
Erklärung scheint die schlichte Unkenntnis der Gesell-
schaft über das Dialogforum zu sein. Nach einer reprä-
sentativen Umfrage aus dem Jahr 2008 hatte fast die 
Hälfte der befragten Personen noch nie von dem Forum 
gehört (Ziemer 2013: 255). Wenn keine Kenntnis darü-
ber besteht, dass die Interessen der Mitglieder nicht nur 
gebündelt, sondern auch friedlich dem Kontrahenten 
gegenübergestellt werden, darf man sich auch nicht über 
Austritte oder fehlende Neueintritte wundern.

Um Austritte zu verhindern und Neueintritte attrak-
tiver zu gestalten, sind neben der Ausweitung der Inte-
gration in den politischen Prozess und der öffentlichen 
Bekanntmachung der Dialogforen aber auch die Orga-
nisationen selbst gefragt, zum Beispiel indem der digi-
tale Zeitgeist in ihrem Sinne genutzt wird. Anlehnen 
könnte man sich dabei an die Arbeitgeber der Republik 
Polen, die bereits im Jahr 2009 eine digitale Plattform 
gegründet haben, wo Gesetzesvorhaben, Gesetzgebung 
und Verordnungen veröffentlicht werden. Diese Platt-
form verringert auf der einen Seite den Abstand zwi-
schen der Mitgliederbasis und den Organisationseli-
ten und zum anderen können Interessen und Ideen der 
Mitglieder in die Diskussionen und Verhandlungen ein-
gebracht werden. Dies wäre auch eine Strategie, um 
den innerorganisatorischen Meinungsbildungsprozess 
zu stimulieren und einer pluralistischen Mitgliederba-
sis gerecht zu werden.
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TABELLEN UND GRAFIKEN ZUM TEX T

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände im Vergleich – national und 
europäisch

Grafik 1:	 Anzahl von Gewerkschaften in Deutschland und Polen 
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Anm.: Die Zeitpunkte 1993 und 2007 wurden gewählt, da dies die einzigen verfügbaren Datenzeitpunkte für Polen sind. 
Quelle: ICTWSS v.5.1 (2015)
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Tabelle 1:	Ausgewählte Indikatoren industrieller Beziehungen im EU-Vergleich

Jahr 2012 / Land Gewerkschafts-
dichte (%)

Arbeitgeber
verbandsdichte (%)

Offenheit der 
Marktwirtschaft 

(Export/Import in 
% des BIP)

Beteiligung der Verbände 
am politischen Prozess

TC BC RI

Belgien 55 82 164 2 1 2
Bulgarien 18 50 130 1 0 1
Dänemark 67 68 102 1 0 2
Deutschland 18 58 86 0 0 1
Estland 7 25 172 0 0 1
EU-Durchschnitt 29 55 127 1 0 1

Finnland 70 70 80 2 0 1
Frankreich 8 75 59 1 0 0
Griechenland 23 44 62 1 0 1

Fortsetzung auf der nächsten Seite

Grafik 2:	 Struktur der gewerkschaftlichen Hauptverbände OPZZ, FZZ und NSZZ »Solidarność« 
im Bergbausektor

Quelle: Gardawski Juliusz, Mrozowicki Adam, Czarzasty Jan (2012): Trade unions in Poland in: ETUI Report 123. Brussels: Euro-
pean Trade Union Institute. S. 48.
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Jahr 2012 / Land Gewerkschafts-
dichte (%)

Arbeitgeber
verbandsdichte (%)

Offenheit der 
Marktwirtschaft 

(Export/Import in 
% des BIP)

Beteiligung der Verbände 
am politischen Prozess

TC BC RI

Großbritannien 26 35 62 0 0 0
Irland 34 60 197 1 0 1
Italien 37 56 56 1 0 1
Kroatien 31 63 86 1 n.a. 1
Lettland 13 34 128 2 0 1
Litauen 9 14 162 2 0 1
Luxemburg 33 80 348 2 1 2
Malta 53 60 324 1 0 1
Niederlande 19 85 154 2 1 2
Norwegen 53 65 68 1 1 2
Österreich 27 100 105 2 1 2
Polen 13 20 89 2 0 0

Portugal 18 38 76 1 0 1
Rumänien 20 60 80 1 0 0
Schweden 67 82 88 0 1 1
Schweiz 16 n.a. 124 0 0 2
Slowakei 14 32 180 1 0 0
Slowenien 22 68 142 2 0 1
Spanien 17 75 60 1 0 1
Tschechien 14 35 148 2 0 1
Ungarn 11 40 167 1 0 0
Zypern 47 34 107 0 0 2

Zusammenstellung des Autors Benedikt Bender.
Quelle: OECD.stat (abgerufen am 11.10.2017); CPDS: Comparative Political Data Set (abgerufen am 24.10.2017), ICTWSS v.5.1 
(2015) (abgerufen am 24.10.2017).

TC (tripartite council): standardmäßiger (institutionalisierter) Ausschuss, der sich mit sozialen und ökonomischen Belangen befasst
2 = trilateraler Ausschuss (Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und Regierungsvertreter)
1 = Ausschuss mit verschiedenen Vertretern sozialer Interessengruppen, inkl. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden
0 = kein Ausschuss
BC (bipartite council): standardmäßiger (institutionalisierter) Ausschuss (Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände)
1 = Ja
0 = Nein
RI (routine involvement): standardmäßige Beteiligung von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden an Regierungsentscheidungen
2 = voller Einbezug von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, routinemäßige Konsultation
1 = partieller Einbezug von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, unregelmäßige Konsultation
0 = kein Einbezug; selten oder niemals

Tabelle 1:	Ausgewählte Indikatoren industrieller Beziehungen im EU-Vergleich (Fortsetzung)
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Tabelle 2:	Gewerkschaften (Hauptverbände) in Polen seit 1889

Datum Kurzname Name Übersetzung Anmerkung

1889 Związek 
Bytomski

Związek Wzajemnej 
Pomocy Chrześcijańskich 
Robotników Górnośląskich

Bund der Gegenseitigen 
Hilfe Oberschlesischer 
Christlicher Arbeiter

wird als erste polnische 
Gewerkschaft betrachtet

1912 ZZP Zjednoczenie Zawodowe 
Polskie

Polnische 
Berufsvereinigung

christliche Vereinigung

1919 CKKZZ Centralna Komisja Klaso-
wych Związków Zawodo-
wych 

Zentrale Kommission der 
Klassengewerkschaften

sozialistischer Verband

1928 GFP Generalna Federacja Pracy Allgemeiner Bund der 
Arbeit

syndikalistische Kon-
föderation

1931 ZZZ Związek Związków 
Zawodowych

Verband der Gewerk-
schaften

ursprünglich eine pro-Re-
gierungs-Union; ab 1937 
in Opposition

1949 CRZZ Centralna Rada Związków 
Zawodowych

Zentraler Gewerkschaftsrat nimmt die Führungsrolle 
der »offiziellen« ZZZ an, 
Auflösung der CRZZ 1981

1980 NSZZ 
»Solidarność«

Niezależny Samorządny 
Związek Zawodowy 
»Solidarność« 

Unabhängiger Selbstver-
walteter Gewerkschafts-
bund »Solidarność«

staatlich unabhängig

1981 NSZZ 
Solidarność 
Rolników In-
dywidualnych

Niezależny Samorząd-
ny Związek Zawodowy 
Rolników Indywidualnych 
»Solidarność« 

Unabhängiger Selbstver-
walteter Gewerkschafts-
bund der Individualbauern 
»Solidarność«

staatlich unabhängig

1981 n.a. alle Gewerkschaften 
betreffend

n.a. Aussetzung des Rechts auf 
Gewerkschaftsaktivität 
infolge des Kriegsrechts

1984 OPZZ Ogólnopolskie 
Porozumienie Związków 
Zawodowych

Gesamtpolnischer Gewerk-
schaftsverband

 

1989 NSZZ 
»Solidarność« 
& NSZZ 
»Solidarność« 
RI

Niezależny Samorządny 
Związek Zawodowy 
»Solidarność« & 
Niezależny Samorządny 
Związek Zawodowy 
Rolników Indywidualnych 
»Solidarność« 

Unabhängiger Selbstver-
walteter Gewerkschafts-
bund »Solidarność« & 
Unabhängiger Selbstver-
walteter Gewerkschafts-
bund der Individualbauern 
»Solidarność«

Neugründung

2002 FZZ Forum Związków 
Zawodowych

Gewerkschaftsforum Neugründung 

Quelle: Entnommen aus Gardawski Juliusz, Mrozowicki Adam, Czarzasty Jan (2012): Trade unions in Poland in: ETUI Report 123. 
Brussels: European Trade Union Institute. S. 72–74.
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Tabelle 3:	Arbeitgeberorganisationen (Hauptverbände) in Polen seit 1919
Datum Kurzname Name Übersetzung Anmerkung

1919 Lewiatan Centralny Związek Polskiego 
Przemysłu, Górnictwa, 
Handlu i Finansów »Lewiatan«

Zentralverband der Pol-
nischen Industrie, Bergbau, 
Handel und Finanzwirtschaft 

 

1933 ZIR Związek Izb Rzemieślniczych Handelskammervereinigung  
1989 KPP Konfederacja Pracodawców 

Polskich
Konföderation der polnischen 
Arbeitgeber

seit 2010: Pracodawcy 
Rzeczypospolitej Polskiej 

1989 ZRP Związek Rzemiosła Polskiego Vereinigung des Polnischen 
Handwerks

hervorgegangen aus der ZIR

1991 BCC Business Center Club   
1999 PKPP Polska Konfederacja Pracodaw-

ców Prywatnych »Lewiatan«
Polnischen Konföderation 
Privater Arbeitgeber Lewiatan 

ausschließlich privatwirt-
schaftlicher Verband 

2010 RP Pracodawcy Rzeczypospolitej 
Polskiej 

Arbeitgeber der Republik 
Polen 

hervorgegangen aus KPP

Quelle: Entnommen aus: Gardawski Juliusz, Mrozowicki Adam, Czarzasty Jan (2012): Trade unions in Poland in: ETUI Report 123. 
Brussels: European Trade Union Institute. S. 73

Grafik 3:	 Die Bewertung der Tätigkeit der Gewerkschaften (%)
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CHRONIK

17. Oktober 2017 – 6. November 2017
17.10.2017 Der Präsident der Türkei, Recep Tayyip Erdoğan, wird in Warschau von Präsident Andrzej Duda zu einem offi-

ziellen Staatsbesuch empfangen. Auf der Pressekonferenz im Anschluss an das Treffen sagt Duda, Polen spre-
che sich weiterhin für den EU-Beitritt der Türkei aus. Die Türkei sei ein wichtiger Partner für die europäische 
Sicherheit sowie bei der Bewältigung der Migrationskrise. Des Weiteren sollen die bilateralen Beziehungen in 
den Bereichen Wirtschaft und Tourismus weiter intensiviert werden. Unterzeichnet wurden fünf Dokumente, 
u. a. zur militärischen, wirtschaftlichen und kulturellen Zusammenarbeit.

18.10.2017 Ministerpräsidentin Beata Szydło nimmt in Brüssel an einem Treffen der Regierungschefs der Visegrád-Gruppe 
(Polen, Slowakei, Tschechien, Ungarn) mit dem Präsidenten der Europäischen Union, Jean-Claude Juncker, teil. 
Thematisiert werden strittige Themen in der EU, insbesondere Änderungen der Entsenderichtlinie, die Migra-
tionskrise und die Gaspipeline Nord-Stream 2. Konrad Szymański, Minister für europäische Angelegenheiten, 
zeigt sich anschließend überzeugt, dass das Gespräch zum besseren Verständnis der unterschiedlichen Positio-
nen in der Europäischen Union beigetragen habe. Des Weiteren erwarte Polen, dass die EU-Institutionen zum 
Bau der Gaspipeline Stellung nehmen.

19.10.2017 Nach dem ersten Sitzungstag des Europäischen Rates in Brüssel teilt Ministerpräsidentin Beata Szydło mit, dass 
Polen ca. 7 Mio. Euro in den Unterstützungsfonds für Afrika einzahlen wird. Der Fonds wird zur Bekämpfung 
der Ursachen illegaler Immigration in die Europäische Union eingesetzt. 

20.10.2017 In Warschau trifft sich die ressortübergreifende Regierungsarbeitsgruppe zur Lösung systembedingter Probleme 
im Gesundheitswesen. Die Ärzte, die in Warschau seit Anfang Oktober und später auch in anderen Städten einen 
Hungerstreik als Protest gegen die Arbeits- und Versorgungsbedingungen im Gesundheitssystem durchfüh-
ren, hatten am Vortag die Teilnahme an dem Treffen abgelehnt. Beata Kempa, Leiterin der Kanzlei der Minis-
terpräsidentin, sagt, es sollten im Umfeld der Ärzte diejenigen Personen ausgesondert werden, die eventuell 
Unruhe unter den Ärzten verbreiten würden, so dass diese nicht mit den Regierungsvertretern sprechen wollten.

21.10.2017 Auf dem Parteitag der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) in Lodz (Łódź) stellt Parteichef Grzegorz 
Schetyna das PO-Programm für die Regionalwahlen im Herbst 2018 vor. Es sieht u. a. die Stärkung der Selbst-
verwaltung und größere finanzielle Spielräume vor. Schetyna spricht sich für eine vereinigte Opposition aus, um 
die Wahlen gegen die Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) zu gewinnen. 

22.10.2017 Ryszard Petru, Parteivorsitzender von Die Moderne (Nowoczesna), teilt auf einem Regionalparteitag in Thorn 
(Toruń) mit, dass zurzeit mit der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) und anderen Oppositions-
parteien Koalitionsgespräche für die Regionalwahlen im Herbst 2018 liefen. Die Ausarbeitung einer Verein-
barung und die Bildung einer geeinten Opposition seien möglich, Ziel sei der Sieg der vereinigten Opposition 
bei den Regionalwahlen. 

23.10.2017 Auf einer Pressekonferenz fordert Senatsmarschall Stanisław Karczewski, Recht und Gerechtigkeit (Prawo i 
Sprawiedliwość – PiS), die Ärzte, die in Warschau und anderen Städten seit mehreren Wochen einen Hunger-
streik durchführen, auf, ihre Arbeit wieder aufzunehmen, und bietet ein Gespräch an. Geld sei nicht das Wich-
tigste im Leben, es sei wichtig, für ein Ideal zu arbeiten. Er bezweifle, dass die Hauptforderung der Streikenden 
die Erhöhung der öffentlichen Ausgaben für das Gesundheitswesen sei, die den öffentlichen Haushalt ruinie-
ren würde. Diese Hauptforderung habe erst im Laufe des Streiks die Forderung nach Gehaltserhöhung von der 
ersten Stelle abgelöst. Die streikenden Ärzte, die sich in der Spezialisierungsphase befinden, fordern u. a. die 
Erhöhung der Gesundheitsausgaben auf 6,6 % des Bruttoinlandsprodukts bis zum Jahr 2021.

24.10.2017 Die Regierung beschließt den Entwurf einer Gesetzesnovelle zur Finanzierung des Gesundheitssystems. Er 
sieht vor, dass die öffentlichen Mittel dafür schrittweise von 4,67 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) im Jahr 
2018 auf 6 % des BIP im Jahr 2025 steigen sollen. Einem Bericht der OECD aus dem Jahr 2016 zufolge gaben 
die entwickelten Länder durchschnittlich 6,7 % des BIP für das Gesundheitswesen aus; in Polen waren es im 
Jahr 2015 4,5 % des BIP. 

25.10.2017 In Warschau findet ein Treffen der »16+1«-Plattform statt, diese umfasst Staaten Mittel- und Osteuropas und 
China und war auf Initiative Chinas gegründet worden. Ministerpräsidentin Beata Szydło wirbt für die Wirt-
schaftshäfen der Region als Alternative zu den westeuropäischen Häfen. Die polnische Regierung habe Inves-
titionen in die Transportwege in Polen in die Wege geleitet, die von durchschlagender Bedeutung für die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes seien. 
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26.10.2017 In einer Fragestunde des Sejm kritisiert der Abgeordnete der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO), 
Sławomir Nitras, den offiziellen Staatsbesuch des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan in Warschau 
in der vergangenen Woche. Eine mögliche EU-Mitgliedschaft der Türkei sei zurzeit von der EU-Agenda gestri-
chen worden, doch Präsident Andrzej Duda habe der Türkei die Unterstützung Polens zugesagt. Nach Ein-
schätzung Nitras wolle die Regierung nicht die Verantwortung für den Besuch Erdogans übernehmen und es 
sei ein Missklang in der Außenpolitik des Präsidenten und der Regierung festzustellen. Der Vizeaußenminis-
ter Jacek Czaputowicz sagt, das geplante Treffen zwischen Erdoğan und Ministerpräsidentin Beata Szydło sei 
aufgrund der innenpolitischen Situation der Türkei abgesagt worden, die Regierung sei aber durch den Vertei-
digungs- und den Außenminister vertreten gewesen. Duda habe im nicht öffentlichen Gespräch mit Erdoğan 
die innenpolitische Lage, die Frage der Menschenrechte und die negativen Folgen für die Beitrittsgespräche 
der Türkei angesprochen. Polen solle nicht seine Chance vertun, eine Vermittlerrolle zwischen der Türkei und 
der EU einzunehmen. 

27.10.2017 Der Sonderberichterstatter der UNO, Diego Garcia-Sayan, urteilt nach seinem fünftägigen Besuch in Polen 
auf einer Pressekonferenz, dass die Unabhängigkeit der Justiz und die Gewaltenteilung in Polen bedroht seien. 
Dies sei die Folge der von der Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) seit 
ihrem Amtsantritt im Jahr 2015 initiierten Justizreform. Weiter kritisiert er, dass die Gesetzesentwürfe des Prä-
sidenten über das Oberste Gericht (Sąd Najwyższy) und den Landesgerichtsrat (Krajowa Rada Sądownictwa) 
hinter verschlossenen Türen diskutiert würden. Damit bezieht er sich auf mehrere Treffen zwischen Präsident 
Andrzej Duda und PiS-Parteichef Jarosław Kaczyński.

28.10.2017 Ministerpräsidentin Beata Szydło kündigt an, die polnische Regierung werde sich bemühen, das Denkmal von 
Papst Johannes Paul II. im französischen Ploërmel (Bretagne) vor der Zensur zu bewahren, und schlägt vor, es 
nach Polen zu verbringen. Hintergrund ist ein Urteil des Obersten Verwaltungsgerichts in Frankreich, das die 
Entfernung des Kreuzes von dem Denkmal anordnet. Das Diktat der politischen Korrektheit und des staatli-
chen Laizismus eröffne Raum für Werte, die den Europäern kulturell fremd seien und zur Terrorisierung des 
Alltags der Europäer führen würden, so Szydło.

29.10.2017 Ryszard Petru, Parteivorsitzender von Die Moderne (Nowoczesna), sammelt gemeinsam mit Parteikollegen vor 
einem Einkaufszentrum in Posen (Poznań) Unterschriften für einen Petition gegen das Handelsverbot an Sonn-
tagen. Zurzeit arbeitet der Sejm an einem Gesetzesentwurf, der den Handel am zweiten und vierten Sonntag 
des Monats sowie an den beiden Sonntagen vor Weihnachten erlaubt. Die Moderne habe einen Kompromiss-
vorschlag eingebracht, der aber nicht berücksichtigt worden sei, so Petru. Dieser sehe den uneingeschränkten 
Handel vor, jedoch müssten die Arbeitnehmer zwei Sonntage monatlich frei haben. 

30.10.2017 Der Polnische Öl- und Gaskonzern Polskie Górnictwo Naftowe i Gazownictwo (PGNiG) teilt mit, dass mit 
dem ukrainischen Energiekonzern Ukrtransgaz ein weiterer Vertrag unterzeichnet wurde, dieses Mal über die 
Nutzung unterirdischer Erdgasspeicher in der Ukraine. Vorher war bereits ein Vertrag über die Nutzung von 
Vertriebsnetzen in der Ukraine unterzeichnet worden. 

31.10.2017 Karol Nawrocki, neuer Direktor des Museums des Zweiten Weltkriegs in Danzig (Gdańsk) gibt auf einer Presse-
konferenz Änderungen in der Dauerausstellung bekannt. Die Ausstellung war im März 2017 unter dem dama-
ligen Direktor Paweł Machcewicz eröffnet worden. Regierungsnahe Kritiker warfen den Autoren der Ausstel-
lung u. a. fehlenden Patriotismus vor, diese verweisen im Falle von Änderungen auf ihre Autorenrechte an der 
Ausstellung und kündigen ihre Entschlossenheit an, für die Erhaltung der von der polnischen und der interna-
tionalen Fachwelt überwiegend sehr positiv beurteilten Konzeption vor Gericht zu gehen.

02.11.2017 Nach neuesten Angaben des Statistischen Hauptamts (Główny Urząd Statystyczny – GUS) entfielen im Jahr 2016 
auf jeden Einwohner durchschnittlich 303 kg Müll (2015: 283 kg). Insgesamt wurden 2016 11,6 Mio. t kommu-
naler Abfälle (Privathaushalte, Handel, Büros, Institutionen) abgefahren, das sind 7,3 % mehr als im Vorjahr.

04.11.2017 In Warschau finden der Kongress von Polen Gemeinsam Vereinigte Rechte (Polska Razem Zjednoczona Pra-
wica) und der Konvent zum Zusammenschluss von Polen Gemeinsam, Die Republikaner (Republikanie) und 
weiteren »freiheitlichen und selbstverwalteten« Gruppierungen statt. Vorsitzender der neuen Formation unter 
dem Namen Verständigung (Porozumienie) ist der stellvertretende Ministerpräsident Jarosław Gowin, Partei-
chef von Polen Gemeinsam. In einer verlesenen Grußbotschaft begrüßt Jarosław Kaczyński, Parteivorsitzender 
von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), den Zusammenschluss als Konsolidierung der 
politischen Milieus, die sich ideologisch am nächsten stehen. 
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05.11.2017 Am letzten Tag seines zweitägigen Besuchs in Lemberg (Lviv, Ukraine) gedenkt Außenminister Witold 
Waszczykowski auf dem Friedhof für die Verteidiger Lembergs (1918–19 und 1920) der polnischen Soldaten 
sowie an zwei weiteren Denkmälern ukrainischer Soldaten und der Opfer der Verbrechen des Kommunismus. 
Er ruft die ukrainische Seite auf, die Suche nach Opfern des Massakers von Wolhynien (1943–1945) und deren 
Exhumierung wieder zuzulassen. Diese waren im April nach einem Vorfall an einem Denkmal für die Ukrai-
nische Aufständischen-Armee (UPA) eingestellt worden. Des Weiteren besucht Waszczykowski eine Messe in 
der Kirche St. Maria Magdalena, die seit den 1960er Jahren für weltliche Zwecke genutzt wird und um deren 
Rückgabe sich die römisch-katholische Gemeinde bemüht. Am Vortag hatte sich Waszczykowski mit den Kon-
suln der Republik Polen in der Ukraine, Vertretern der polnischen Minderheit in der Region Lemberg und dem 
Bürgermeister und Ratsangehörigen Lembergs getroffen. 

06.11.2017 Nach der Einbestellung des Militärattachés der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beim Verteidigungs-
ministerium der Republik Polen äußert die Pressesprecherin der Deutschen Botschaft, Christina Wegelein, die 
Hoffnung, dass das Missverständnis über eine Äußerung von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen 
in einer Fernsehtalkshow im ZDF in der vergangenen Woche ausgeräumt ist. Von der Leyen hatte den demo-
kratischen Errungenschaften Polens und der baltischen Staaten sowie dem demokratischen Protest der jungen 
Generation in Polen Anerkennung gezollt. Die aktuelle Aufgabe sei, den Diskurs mit der polnischen Regierung 
aufrechtzuerhalten und mit Polen und Ungarn zu streiten. Die Äußerung war aus dem Kontext gerissen zitiert 
und in den Medien in Polen verbreitet worden. Außenminister Witold Waszczykowski und Verteidigungsmi-
nister Antoni Macierewicz werteten die Äußerung von der Leyens als versuchte Einmischung Deutschlands in 
innenpolitische Angelegenheiten Polens. 

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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